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Editorial

Quo vadis universitas?

Hochschulen auf dem Weg in die
Freiheit — aber bitte ohne Freirdume.

Das scheint das Ergebnis vieler
Bemuihungen der Ldnder und einzelner
Hochschulen zu sein, um ihre Einrichtungen
exzellent, innovativ, wettbewerbstahig,
abrechen- und kontrollierbar zu machen.

Hin- und hergeworfen zwischen
Studienreform, Hochschulreform,
Akkreditierung, Drittmitteleinwerbung,
Exzellenzinitiativen, Rankings, Budgetierung
und Zielvereinbarungen scheinen ent-
scheidende Fragen in den Hintergrund —
in Vergessenheit — zu geraten:

—  Wofir ist die Hochschule da?
— Was kann und soll sie leisten?

Hochschule — ein Ort héherer Bildung.
Hochschule — ein Ort des Lernens, des
Forschens.

Nicht fur die Schule, fir das Leben sollst

du lernen”, ist der Motivator und Antreiber
zugleich, wenn das Lernen schwerféllt.
Wird nun daraus der Satz: ,Nicht fir die
Schule, fur den Beruf sollst du lernen”?

Leben ist doch mehr als Beruf.

Zum Lernen firs Leben gehdrt:
Gesellschaft, Umwelt, Politik begreifen
das Gelernte, das Erforschte in gréBere
Zusammenhénge stellen

philosophische, ethische Fragestellungen

aufwerfen und nach Antworten suchen
das Erlernte anwenden, ausprobieren,
infrage stellen und weiter entwickeln.

Mit anderen Menschen lernen heif3t:
Sich in Gruppen, in Gemeinschaften
bewegen, Regeln aufstellen, Konflikte
bewiltigen.

Lernen fir’s Leben — und also auch fir
den Beruf. Das sollten Hochschulen zu
bestmdglichen Bedingungen leisten. Dass
sie sich in diese Richtung entwickeln,
scheint aber keineswegs ausgemacht. ®
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Schwerpunkt: Bildung und Forschung unter Europas Sternen

Der schiefe Turm

von Bologna

Wer heute an deutschen Hochschulen
arbeitet oder studiert, kennt diesen Satz
als schicksalsgleiche Letztbegriindung:
~Das miissen wir so umsetzen wegen des
Bologna-Prozesses.” Allzu oft markiert

er das Fehlen von Mitgestaltung und
Transparenz im Hochschulalltag. Doch was
steckt eigentlich hinter dem Bologna-
Prozess und welche Strategien fiir einen
einheitlichen Hochschulraum Europa
beeinflussen unsere Arbeit vor Ort?

VON JULIA MULLER

undachst bleibt festzuhalten: Die Gesetze und

Regelungen, die heute auf Landerebene als
Resultate des Bologna-Prozesses bestehen, leiten
sich nicht aus einem europdischen Hochschul-
recht ab. Vielmehr haben sich die Wissen-
schaftsministerinnen aller EU-Mitgliedslander auf
gemeinsame Eckpunkte und Ziele fur den
gemeinsamen Hochschulraum verstandigt. Diese
werden seit der Bologna-Konferenz im Jahr 1999
im Zweijahresrhythmus bei Folgekonferenzen
auf ihre Umsetzung hin Gberprtft. Dabei geht es
nicht um die Entwicklung einer einheitlichen
Hochschulstruktur fir die Mitgliedslander,
sondern es soll Vergleichbarkeit geschaffen
werden.

Das Bundesministerium fir Bildung, Wissen-
schaft und Forschung hat zuletzt 2007 im Vor-
feld der Konferenz in London einen nationalen
Fortschrittsbericht vorgelegt. Darin findet sich
nicht nur der Stand der Umstellung auf Bachelor-
und Masterabschlusse, die bis 2010 abgeschlos-
sen sein soll. Auch der nationale Qualifikations-
rahmen, die Anerkennung im Ausland erbrachter
Studienleistungen, die Qualitatssicherung an
Hochschulen oder die Doktorandinnenausbildung
werden beleuchtet.

Rechtlich gilt fur die Hochschulpolitik also wei-
terhin: Nichts ist zwingend, solange es nicht auf
nationaler Ebene festgeschrieben ist. Strukturell
geben die Vereinbarungen der Ministerlnnen nur
einen gemeinsamen Rahmen und Globalziele vor.
Die konkrete Gestaltung liegt — trotz vielfach und
zu Recht kritisierter Intransparenz der tonan-
gebenden , Expertenzirkel” — bei den nationalen
Akteurinnen.

Vor diesem Hintergrund fahrt die Bundes-
regierung eine kluge Politik der Einbindung. Sie
beruft seit Jahren auch Vertreterlnnen des DGB,
der Arbeitgeberverbande, des Freien Zusammen-
schlusses von Studierendenschaften (fzs) und seit
2006 des Deutschen Studierendenwerks in eine
standige Arbeitsgruppe, die die Bologna-Folge-
konferenzen vorbereitet. Ebenso betont der
aktuelle Fortschrittsbericht das Modell der institu-
tionalisierten Mitsprache von Beschéftigten und
Studierenden in der Gruppenuniversitat.

Die politische Ausrichtung des Bologna-
Prozesses wird heute indessen deutlich gepragt
von der Lissabon-Strategie der Europaischen
Union. Im Jahr 2000 hatten die EU-Staats- und
Regierungschefs auf einem Sondergipfel in
Lissabon eine gemeinsame Agenda beschlossen:
Die Union soll bis 2010 zur weltweit fihrende
Wirtschaftsregion werden. Auch der Bildungs-
bereich wurde als Wettbewerbsfeld entdeckt.
Dessen Aufgabe soll die Starkung der Inno-
vationsféhigkeit der Okonomie durch Spitzen-
forschung und die Ausbildung wettbewerbs-
fahiger Absolventinnen fir den internationalen
Arbeitsmarkt sein. Die Hochschulen werden so-
mit zum strategischen Element in einem auf
Wettbewerb und messbare Erfolge ausgerichte-
ten System. Der rasante Umbau von der reform-
bedurftigen Gremien-Universitat zur Manage-
ment-Universitat kann als mittelbare Folge dieser
Logik gesehen werden.

Festzuhalten bleibt: Eine TINA-Politik (, There
is no alternative!” Margret Thatcher) ist mit dem
Bologna-Prozess nicht zu rechtfertigen. Dessen
Rahmen- und Zielvorgaben, wie problematisch
man sie im Einzelnen bewerten muss, werden erst
durch die Entscheidungen der nationalen Politik
in konkrete Hochschulstrukturen gegossen. Ob
unser Platz am Verhandlungstisch — sei es in
Hochschulgremien oder auf Bundesebene — nur
der breiteren Legitimation neo-konservativer oder
neo-liberaler Politiken dient, hangt also auch
von unserem Gestaltungswillen ab. Es gibt die
Chance, eigene politische Ideen einzubringen,
wie Vielfalt, Mobilitdt und Durchlassigkeit im
europaischen Hochschulraum gefordert werden
kdnnen. Wir sollten sie nutzen. @

VERMARKTUNG

B Passgenau?

Bildung ist in der EU in
aller Munde. Das Europaische
Parlament befasst sich damit,
die Kommission sowieso, und
die Bildungsministerinnen und
-minister bereiten eigentlich
immer gerade irgendein Gipfel-
treffen vor. Endlich, so scheint
es, haben weiche Themen wie
Bildung und Kultur es iiber wohl-
klingende Worte zum Sonntag
hinaus gebracht. Ein Grund,
die Korken knallen zu lassen?

Leider nicht ganz. Denn bei
naherem Hinsehen zerplatzen
die bildungspolitischen Utopien
aus Briissel bislang wie die
Immobilienblase in Spanien.
Was bleibt, ist eine fader Beige-
schmack. Betonte die inter-
nationale Gemeinschaft im UN-
Sozialpakt noch allgemeine
Bildungsziele wie die Forderung
von Toleranz, Personlichkeits-
entwicklung und Vélkerverstan-
digung, so stellt die Europdische
Kommission heute unmissver-
standlich klar: Die berufliche
Bildung muss dabei , genau auf
die Qualifikationsbediirfnisse
der Arbeitgeber ausgerichtet
werden”. Dabei ginge es
immerhin um die ,langfristige
Investitionsplanung”.

Als Leitbild dient ein deregu-
lierter Bildungsmarkt, auf dem
sich jeder seine Kompetenzen
selber zusammensucht — und
zwar moglichst passgenau fiir
die nachste Stellenausschrei-
bung. Bildung wird zur Anpas-
sungsleistung und Bildungs-
politik zu einem Anhéngsel der
Wirtschaftspolitik degradiert.
Fiir gewerkschaftliche Anforde-
rungen an Emanzipation und
kritische Bildung bleibt da kaum
Platz. Immerhin: Die EU hat
die Debatte um zukunftsfahige
Bildungssysteme eroffnet.

Sie wird nicht darum herum
kommen, sie auch zu fihren —
wenn wir sie einfordern. @
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Im dritten Semester meines
Magisterstudiums an der
Universitat Osnabriick
entschloss ich mich,

ein Jahr als Erasmus-
Austauschstudentin an der
Universitat Kopenhagen zu
absolvieren — im Bereich
Sozialwissenschaften

eine offizielle Partner-
universitat von Osnabriick.
Mehrfach hatte ich
beziiglich der Relevanz
der von mir gewiinschten
Kurse Riicksprache beim
zustandigen Professor
meiner Universitat
genommen. Demnach
hatte ich alle Freiheit
selbst zu entscheiden,
welche Kurse ich belegen
wollte, solange ich die
verlangte Anzahl an ECTS-
Punkten erbringen wiirde
(ECTS - Erklarung siehe
gegeniiberliegende Seite).
Es stellte sich allerdings
heraus, dass das ECTS-
System lediglich fiir die
Ausbezahlung des
Erasmus-Stipendiums
relevant war, da fir die
~guten alten” Magister-
studiengange kein
Punktesystem, sondern das
~Scheinsystem” gilt.

biwifo N

VON LENA SCHILLER CLAUSEN

ein sorgfaltig erarbeiteter Semesterplan

wurde in Kopenhagen sofort hinféllig. Die
von mir gewahlten Kurse wurden nicht angebo-
ten und die aktuellen Seminare erst eine Woche
vor Studienbeginn bekannt gegeben. Der span-
nende Seminar- und Vorlesungsplan half mir
schnell Uber jede Verwirrung hinweg. Nach einem
sehr interessanten und personlich wichtigen Jahr
an der Universitat Kopenhagen hatte ich neue
Freundinnen, die Erfahrung mit einem innovati-
ven Lehrsystem, neue Studieninhalte, Einsichten
in eine andere Kultur und Kenntnisse einer — aller-
dings nicht studienrelevanten — Sprache gewonn-
nen. Sehr lehrreich und empfehlenswert.

Der ,neu gewonnene Horizont” verschlug
mich an die Universitdt Hamburg. Die bereits
erbrachten Studienleistungen sollten mir ohne
Probleme anerkannt werden, wurde mir beim
.Team fUr Zulassungsangelegenheiten des Zen-
trums fur Studierende” versichert; man sei ja eine
international orientierte Universitat.

Alles kam anders, als ich mich um die
Umschreibung meiner danischen Studienleistun-
gen in deutsche Scheine in den Fachbereichen
bemuhte. Ohne groBe Schwierigkeiten hielt ich
zwar plotzlich zwei Scheine der Universitat
Hamburg in den Handen: Mein Hauptfach Politik-
wissenschaft setze auf internationales Wissen —
man musse tolerant sein, und Danemark sei ja
kein wissenschaftliches Entwicklungsland. In mei-
nen Nebenfachern war man dagegen weniger
offen. Die schriftliche Hausarbeit Gber 30 Seiten
sowie die mundliche Prifung Uber die Analyse
eines italienischen Buches, dessen Autor fur
dieses Werk gerade einen wichtigen italienischen
Literaturpreis gewonnen hatte, kénne nicht als
Jliteraturwissenschaftlich relevant” anerkannt
werden — es sei denn, ich wirde einen ghnlichen
Kurs zum gleichen Buch im Vorlesungsverzeichnis
der Universitat Hamburg finden. Naturlich nicht.
Das Gleiche passierte mir mit allen anderen
Kursen, fur die ich an einer der renommiertesten
Universitdaten Europas so viele ECTS-Punkte erhal-
ten hatte.

In beiden Nebenfachern stand ich nach vielen
Diskussionen mit den Vorsitzenden der Prifungs-
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kommissionen ohne Ergebnis, also ohne An-
erkennung da. Das Fazit: Die Halfte des
Hauptstudiums meiner beiden Nebenfacher
musste ich an einer deutschen Universitat nach-
holen; mein Studium dauerte zwei studieninten-
sive Semester langer.

Die Antwort der Universitdt auf meine
Einwande: Ich hatte an der Universitat Kopen-
hagen Kurse belegen sollen, die den Kursen mei-
ner Heimatuniversitat entsprachen — dann hatte
es keine Probleme gegeben. Aber hatte ich dann
etwas Neues gelernt? Ware es dann nicht kliger
gewesen, gar nicht erst ins Ausland zu gehen?

Ob sich mein Kopenhagen-Jahr gelohnt hat?
Betrachtet man das Studium als Qualifikation fur
den Arbeitsmarkt, dann gerate ich ins Zweifeln.
Ich muss heute jedes Mal erklaren, wenn
Arbeitgeber meine Bewerbung und meinen
Lebenslauf in Handen halten, wieso ich zwei
Semester mehr als die vorgeschriebene Studien-
zeit studiert habe. Deshalb rate ich Studentlnnen,
die Mdglichkeit Auslandsstudium als Risiko Aus-
landsstudium einzukalkulieren.

Betrachtet man ein Studium aber als Quali-
fikation furs Leben, dann gibt mein Leben mir
Recht. Ich lebe und arbeite heute in Danemark.
Mein Auslandsstudium hat mich dazu qualifiziert,
einen Beitrag zu einem zusammenwachsenden
Europa zu leisten. Die Kosten daflr musste ich
allerdings selbst tragen. ®
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Bei Europas Ritt auf dem Stier durch die

Hochschulen gehen manche Scheine verloren

Frither fragte nur ab und zu mal eine
Hochschule bei Ridiger Jiitte nach, ob

ein indischer oder siidafrikanischer Student
die Voraussetzungen erfiille, in Deutsch-
land einen Doktortitel zu erwerben. Heute
erhilt der Referatsleiter fiir Aquivalenzen
und Anerkennung bei der Hochschul-
rektorenkonferenz (HRK) laufend Post von
Studierenden. Mal kommen fiinf Mails

am Tag, mal ein paar mehr oder auch
weniger. Die Absender bitten ihn um Rat
und Unterstiitzung, weil ihre Hochschule
die Scheine aus dem Ausland nicht
anerkennen will oder das Prifungsamt
nicht weiB, wie die Noten aus Frankreich
oder Danemark ins deutsche System
libertragen werden kdénnen.

VON ANNETTE JENSEN

Dabei soll der Bologna-Prozess ja gerade die
internationale Mobilitat steigern und auch
Studierende motivieren, mindestens ein Semester
im Ausland zu verbringen. Doch bei einem nur
sechssemestrigen Bachelor-Studiengang ist das
nicht nur schwierig im Studienverlauf unterzu-
bringen. Auch die Niveaus und Anforderungen
sind bisher oft nicht vergleichbar. Daran &ndert
auch nichts, dass in Deutschland inzwischen 70
Prozent der Studiengange an Universitdten und
sogar 90 Prozent an den Fachhochschulen auf
Bachelor und Master umgestellt sind.

Der Versuch,

Eintopf ohne Rezept

zu kochen

Wahrend die deutsche Politik und Kultus-
birokratie darauf gedrangt hat, den Bachelor auf
drei Jahre zu beschranken, gilt in den Regionen
mit viel langerer Bachelor-Tradition von New York
Uber Singapur bis Melbourne eine durchschnitt-
lich vierjahrige Studiendauer. Auch in Frankreich,
einigen mittelosteuropdischen Landern und sogar
in einer ganzen Reihe von britischen Fakultaten
sind vier Jahre bis zum Bachelor-Titel vor-
gesehen.

Didaktisch gehen die Hochschulen ebenfalls
sehr unterschiedlich vor. In Frankreich ist das
System noch verschulter als in Deutschland, in
Skandinavien dagegen setzen die Dozenten mehr
auf die Initiative und Kreativitdt der Lernen-
den. ,Da erlebt man dann nach einem Aus-
landssemester gelegentlich richtige Erbsen-
zdhlerei: Weil bestimmte Kurse anderswo nicht
mit einer Klausur abgeschlossen wurden, erken-
nen die Prifungsausschisse die Leistungen nicht
an,” berichtet Jitte. Vielfach sei das Vertrauen
gering, dass die Kolleginnen im Ausland den
Studierenden schon das Richtige beigebracht
haben.

Haufig existieren in den verschiedenen
Landern aber auch unterschiedliche Vorstel-
lungen darlber, welche Inhalte zentral fur einen
Abschluss sind. Wahrend der Absolvent eines
deutschen BWL-Studiums auf jeden Fall firm in
Statistik und Bilanzierungsregeln sein muss, legen
die Briten in den Anfangsjahren mehr Wert auf
die Ausbildung von Managementqualitdten.
.Wenn jemand mit solch einem Bachelor in
Deutschland zum Masterstudium zugelassen wer-
den will, bekommt er Schwierigkeiten”, so Jutte.

Auch bei der Umrechnung der Noten fur die
Scheine aus einem anderen Land hakt es immer
wieder. In Deutschland gilt bekanntlich alles zwi-
schen 1 und 4 als bestanden. In GroBbritannien
trifft dies fur den Bereich 40 bis 100 zu, und in
Frankreich zahlt man von 10 bis 20 — wobei
der Bereich ,sehr gut” einen groBeren Bereich
einnimmt als der Rest. Immerhin gibt es dafur in-
zwischen Entsprechungstabellen, die zum Beispiel
die Uni Paderborn im Internet veroffentlicht hat.

Das neue System der
europaischen ECTS-Noten
fihrt eine ganz neue
Denkweise ein: Die
Buchstaben A bis F geben
an, ob jemand bestanden
hat und dabei zu den
besten oder schlechtesten
zehn Prozent gehort hat, in
der jeweils 25 Prozent dar-
unter oder dariiberliegen-
den Gruppe einzuordnen ist
oder sich im 30-prozentigen
Mittelfeld bewegt. Auch
wenn daran gebastelt wird,
halten Experten den
Versuch, die traditionellen
Notensysteme mit dem
ECTS-System kompatibel zu
machen, fir mathemati-
schen Unsinn: Absolute und
relative Werte lassen

sich nicht vermischen. @

Lebenslagen

Das HIS hat die Lebenssituation
von Studierenden in der EU
beleuchtet. Einige interessante
Splitter: Deutsche Studierende
haben zu 57 % eine feste
Beziehung, weniger als 25 %
leben bei den Eltern. In katho-
lischen Landern wie Italien,
Spanien, Portugal, aber auch
Schottland sind die meisten
Singles und wohnen noch bei
Mama. Im Vergleich zu anderen
Landern ist die Arbeitswoche
deutscher Studierender ziemlich
kurz: Durchschnittlich 34 Stun-
den lernen sie und sieben
Stunden arbeiten sie fiir den
Lebensunterhalt.
www.eurostudent.eu

opMIg W1
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Lernen braucht Wohnung
und Wohlfuhlen

Nicht nur in Deutschland
gilt: Ein von der Herkunft
unabhangiger, chancen-
gleicher Zugang zur
Hochschulbildung ist bei
weitem nicht erreicht. Das
trifft auch auf die anderen
Bologna-Staaten zu, wie die
aktuelle Vergleichsstudie
Eurostudent Il 2008 zeigt.
Somit muss gesichert
werden, dass die soziale
Dimension bei Bildungs-
fragen unbedingt
einbezogen wird.

Der Mensch lebt nicht vom Buch allein

VON ACHIM MEYER AUF DER HEYDE

uf der Konferenz der Bologna-Mit-
Agliedsstaaten 2003 in Berlin betonten die
europaischen Bildungsministerlnnen ihre eigene
Verantwortung fir die soziale Dimension. Die
Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit des
europaischen Hochschulraums kénne nur gelin-
gen, wenn sie mit einer Starkung des sozialen
Zusammenhalts einherginge. Dazu sei es not-
wendig, soziale und geschlechtsspezifische Un-
gleichheiten sowohl in den Landern als auch
auf europaischer Ebene abzubauen. Hoch-
schulbildung sei ein 6ffentliches Gut und eine
vom Staat wahrzunehmende Verpflichtung.

Die Bologna-Konferenz in
London 2007 betonte erstmals
die Notwendigkeit, addquate
Serviceleistungen und Hilfen fur
die Studierenden bereitzu-
stellen. Die Teilnehmenden ver-
pflichteten sich, ihre nationalen
Strategien beim Treffen in
Leuven 2009 darzulegen und
nationale Aktionspléne und
Instrumente zu deren Eva-
luation zu entwickeln. Aller-
dings mussen die Ziele noch
umgesetzt werden. Dazu zah-
len Chancengleichheit, nationa-
le und internationale Mobilitat
der Studierenden sowie die
Steigerung der Attraktivitat
und Wettbewerbsfdhigkeit der
Studienstandorte und des
Hochschulraums Europa.
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In Deutschland geht es zum einen um den
erleichterten Hochschulzugang und die Durch-
lassigkeit — auch fur beruflich Qualifizierte. Zum
anderen missen die Anerkennung von Studien-
leistungen und -abschlissen, MaBnahmen zur
Sicherung des erfolgreichen Studienverlaufs,
generell die Ausweitung des BAf6G und speziell
seine Mitnahmefahigkeit auf alle Bologna-
Staaten geregelt werden. Die Absicherung einer
umfassenden sozialen Infrastruktur gehort eben-
falls in den deutschen Aktionsplan: Gunstige
Konditionen furs Wohnen und fur die Verpfle-
gung, umfassende Beratungs-, Betreuungs- und

Informationsangebote fir alle Studierenden-
gruppen und der Abbau von Diskriminierungen
und Barrieren fir Behinderte. Auch die Teilhabe
von Studierenden an der Selbstverwaltung ist zu
regeln. Entsprechend dem Subsidiaritatsprinzip
fallen diese Aufgaben in die nationale Ver-
antwortung.

Dennoch sind alle Bildungsministerlnnen 2009
auf der Konferenz in Leuven konkret gefordert.
Sie misssen dafdr sorgen, dass die in den natio-
nalen Aktionsplanen genannten MaBnahmen
und die in London verabredeten Dienstleistungen
far Studierende schnell umgesetzt werden. Nur
so kann ein einheitlicher, die Binnenmobilitat
férdernder europaischer Hochschulraum Realitat
werden. Damit das gelingt, mussen Studen-
tenwerke kinftig an den Bologna-Konferenzen
beteiligt werden.

Doch das allein wird nicht reichen. Die
Attraktivitat des Europdischen Hochschulraums
kann nur dann nachhaltig gegentber den kon-
kurrierenden amerikanischen und asiatisch-pazifi-
schen Regionen gesichert werden, wenn die dort
erheblich breiter aufgestellten ,, Student Services”
auch hier als Benchmarks gelten. Investitionen in
Lehre, Forschung und gestufte Studiengange
allein machen europaische Hochschulen fur inter-
nationale Studierende nur bedingt attraktiv. Die
beziehen in ihre Entscheidung die soziale Infra-
struktur genauso mit ein.

Dartber hinaus wird der europaéische
Hochschulraum als Ganzes nur dann wahr-
genommen, wenn nicht jeder einzelne Mit-
gliedsstaat isoliert Studierende anwirbt. Die
Attraktivitat Europas liegt nach Aussagen nicht-
europaischer Studierender in der vielfaltigen
,Tradition und Kultur’. DemgegenUber punkten
die USA mit ,Dynamik, Innovation und an-
schlieBenden Beschaftigungsmaglichkeiten’. Die
Bologna-Bildungsminister sollten sich daher auch
darauf verstandigen, Europa unter einem gemein-
samen ,European brand’ zu vermarkten, der auch
die Aufhebung restriktiver, die Beschaftigungs-
aufnahme verhindernder Bestimmungen be-
inhaltet. ®
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Network
Europe

So viel Bewegung gab es noch nie in der
europaischen Forschungslandschaft.

Eine Konferenz jagt die ndchste und das
Netz zwischen den Institutionen wird
immer engmaschiger. Hunderte von Unter-
suchungen belegen, dass Wissenschaft
und Forschung Schliisselbereiche

sind, wenn es um die Zukunft Europas
geht. Der Entwicklung eines gemeinsamen
europaischen Wissenschafts- und
Forschungsraums (ERA) kommt dabei eine
hohe Bedeutung zu. Er gilt als eines der
drei zentralen Ziele der Lissabon-Strategie
zum Thema ,Verwirklichung der Wissens-
gesellschaft.” Neben einer Steigerung

der Forschungs- und Entwicklungsausgaben
auf 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
geht es dabei auch um den ,,Aufbau

eines Raums der Freiheit von Forschung
und Innovation.”

VON ANDREAS SCHLOSSAREK

ie EU-Kommission verfolgt dies mit einem

Bundel von Initiativen wie dem Europdischen
Forschungsrat (ECR), dem European Institute of
Technology (EIT) und flankierend mit der ,,Charta
fur Forscher und einem Verhaltenscodex fur die
Einstellung von Forschern”.

Das alles wird auch die deutsche For-
schungslandschaft im kommenden Jahrzehnt
tiefgreifend verdndern. In welche Richtung die
Entwicklung geht, zeigen bereits heute regionale
Forschungscluster, die universitire und auBer-
universitdre Forschungskapazitaten verzahnen.
Kooperationsprojekte wie die Julich-Aachen-
Research-Alliance (JARA), die DKFZ-ZMBH-Allianz
und die Fusion zwischen Forschungszentrum und
Universitat in Karlsruhe zu KIT sowie XFEL in
Hamburg und FAIR in Darmstadt sind die sicht-
barsten Vorreiter.

Die Auswirkungen auf die Gesellschaft, das
Wissenschaftssystem und die Belegschaften in
den beteiligten Einrichtungen werden enorm
sein. Damit dabei ein positiver Beitrag fur ein
soziales und demokratisches Europa heraus-
kommt, muss die Beteiligung der Beschaftigten
gesichert und weiterentwickelt werden. Was
daftr notig ist, war Thema auf der dreitagigen

Foto: Werner Bachmeier

Forscherin im Max-Planck-Institut fur

Biotechnologie in Miinchen

Konferenz der Arbeitsgemeinschaft der Betriebs-
und Personalrate in der auBeruniversitaren
Forschung (AGBR*) im November. Einigkeit
bestand darin, dass die Mitwirkungs- und
Mitbestimmungsrechte nicht abgebaut, sondern
anzupassen sind — so wie es in den Leitlinien des
Forschungsministeriums aus dem Jahr 1971 im
Prinzip bereits festgeschrieben ist.

Auch der ver.di-Bundesfachbereichsvorstand
ist Uberzeugt: Unsichere Arbeitsverhaltnisse und
nicht gestaltete Ubergdnge wirken als Mobili-
tatsbremsen. Die Gewerkschaft fordert deshalb
zu untersuchen, wie tarifvertragliche Standards
gestaltet und die Mitnahme von Versorgungs-
ansprichen garantiert werden kénnen. Auch die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf muss eine
hohe Prioritat bekommen. Dies gilt fur den deut-
schen Hochschul- und Forschungsraum mit sei-
nen 16 Landergesetzen und in noch starkerem
MaBe fur Europa.

Wenn die Trager von Wissenschaft und
Forschung starker unternehmensorientiert han-
deln und entsprechend organisiert werden, mus-
sen die Interessenvertretungen dort stark sein und
Uber wirkungsvolle Mitbestimmungsrechte ver-
fugen. Die AGBR halt es mit verdi und GEW
far erforderlich und geboten, dass sich die
Interessenvertretungen auf europdischer Ebene
vernetzen. Betriebsrate und Gewerkschaften aus
Frankreich, Osterreich, Rumdanien und Deutsch-
land haben bereits die Initiative ergriffen. @

* Die AGBR ist die Arbeitsgemeinschaft der Betriebs- und Personalréte
(AGBR) der auBeruniversitdren Forschungseinrichtungen der
Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), der Helmholtz-Gemeinschaft
Deutscher Forschungszentren (HGF), der Max-Planck-Gesellschaft
(MPG), der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz
(WGL) und der Forschungsgesellschaft fir Angewandte
Naturwissenschaften (FGAN). Insgesamt arbeiten in deren Instituten
etwa 62.000 Menschen.

Europa
fordert

Wer sich (iber EU-Forder-
programme informieren will,
steht vor einer nicht enden wol-
lenden Flut von Begriffen und
Programmen. Ein wenig Licht in
dieses Dickicht bringen einige
Internet-Adressen:

www.foerderdaten
bank.de: Auf dieser Seite des
Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Technologie kann
man (ber eine Schnell- oder
Detailsuche Informationen zu
Férderprogrammen von Bund,
Landern und der EU abrufen.
Unter dem Begriff , Arbeit” fin-
det man 11 Forderprogramme
fir Arbeitnehmer und 79 fiir
Unternehmen.

www.heide-ruehle.de:
Die Seite der griinen Europa-
abgeordneten Heide Rihle gibt
unter der Uberschrift ,,EU-
Forderprogramme” eine themati-
sche Ubersicht, deren Links zu
den Original-Dokumenten der
EU-Verwaltung fiihren.

www.pds-europa
service.de: Diese Seite der
Linkspartei ist die beste Uber-
sicht iiber die verschiedenen
Férderprogramme. Unter ,alle
EU-Programme” sollte man
alphabetische Suche wahlen und
dann die gewiinschten
Themenbereiche auswahlen.
Leider sind nicht mehr alle wei-
terfithrenden Links aktuell.

OHMIG N
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Europafester

Wo der Staat europaweit
ausschreibt, missen
Mindestarbeitsbedingungen
geregelt sein. Doch ohne
Gesetz oder allgemein-
verbindlichen Tarifvertrag
darf eine Behorde nicht
verlangen, dass eine
bestimmte Lohnhéhe
einzuhalten ist.

Deshalb ist die Aufnahme
der Weiterbildungsbranche
in das Arbeitnehmer-
entsendegesetz so wichtig:
Endlich kann dann dort
der Mindestlohn ein
Ausschreibungskriterium
werden.

Mindestlohn

VON ULRICH KREUTZBERG

anche Urteile des Europaischen Ge-
I\/l richtshofs (EuGH) sind ein schwerer Schlag
fir die Bemihungen von Gewerkschaften um
einen gerechten Lohn. Jingstes Beispiel ist die
Entscheidung vom 3. April 2008 zu einem Ge-
fangnisbau in Niedersachsen, das so genannte
Ruffert-Urteil. Das Land Niedersachsen hatte in
der Ausschreibung vom Bauunternehmen die
Einhaltung eines ortlichen Tarifvertrags verlangt
und das explizit auch auf die eingesetzten
Subunternehmer bezogen. Der EuGH untersagte
eine solche Vorgabe. Er begrindete seine
Entscheidung damit, dass die Bindung eines
offentlichen Auftrags an die Einhaltung eines ort-
lichen Tarifvertrags dem EU-Recht widersprache.
Die Richter meinten, dass die EU-Entsende-
richtlinie nur dann die Moglichkeit eines
Mindestlohns vorsieht, wenn der entweder
durch ein Gesetz oder andere staatliche Vorgaben
zwingend vorgeschrieben ist oder in einem fir all-
gemeinverbindlich erklarten Tarifvertrag steht.
Weil aber Privatunternehmen in Niedersachsen
untertariflich zahlen kénnen, diirfe auch der Staat
seine Vergabe nicht an die Einhaltung eines
Tarifvertrags kntpfen. Somit verstoBe die ent-
sprechende Verpflichtung im niedersachsischen
Landesvergabegesetz gegen die Dienstleistungs-
freiheit aus Artikel 49 des EU-Vertrages.

Drei Tage vor diesem Urteil hatten ver.di und
GEW zusammen mit dem Arbeitgeberverband
BBB beantragt, die Weiterbildungsbranche ins
Arbeitnehmerentsendegesetz aufzunehmen. Sie
wollen gemeinsam einen Mindestlohn fir die
rund 23.000 Arbeitnehmerinnen festschreiben,
die arbeitslose oder von Arbeitslosigkeit bedrohte
Menschen aus- und weiterbilden. Hintergrund ist
ein massiver Lohneinbruch, seit die Bundes-
agentur fur Arbeit (BA) Bildungs-, Trainings- und
ArbeitsvermittlungsmaBnahmen flachendeckend
ausschreibt. Durch die Einfihrung des Bildungs-
gutscheins ist die Zahl der Teilnehmerinnen von
rund 400.000 auf 100.000 gesunken.

Viele Bildungstrager versuchten nach dem
Mengeneinbruch im Erwachsenenbereich Auf-
trage fur MaBnahmen zu ergattern, die sich an
benachteiligte Jugendliche richten. Machte die
BA frlher fur Erstausbildung, Berufsvorbereitung

ver.dianerinnen demonstrierten 2006 in

StraBburg gegen die Dienstleistungsrichtlinie

und ausbildungsbegleitende Hilfen klare
Qualitatsvorgaben, so zahlt heute fast nur noch
der Preis. Die Verwerfungen in der Weiter-
bildungsbranche sind immens: Weil alle Trager
den ruinésen Dumpingwettbewerb mitgemacht
haben, liegen die Preise fur einzelne Ausbildungs-
maBnahmen heute bei nur noch knapp der
Halfte dessen, was 2003 gezahlt wurde. Tarif-
gebundene Trager, deren Arbeitsschwerpunkte in
diesem Segment lagen, mussten Sonderzah-
lungen streichen, fUr mehrere Jahre geltende
Notlagentarifvertrdge abschlieBen oder die Tarif-
gruppen absenken. Bei tariflosen Tréagern sind
inzwischen Monatsgehélter von 1.600 Euro im
Westen und 1.200 Euro im Osten erreicht. Das
halten Vertreter der BA zwar fur ,, grenzwertig”,
aber nicht fur sittenwidrig.

In dieser Situation offnete sich den Ge-
werkschaften ver.di und GEW der Weg, Uber das
Arbeitnehmerentsendegesetz einen Mindestlohn
einzufuhren. Der Tarifvertrag wurde 2007 ab-
geschlossen und zum 31. Marz 2008 beim
Bundesministerium flr Arbeit und Soziales einge-
reicht. Inzwischen haben die Vorprifungen
stattgefunden und am 26. Oktober fand die
Anhorung statt. Jetzt steht die Entscheidung der
Bundesregierung aus, die Branche Weiterbildung
in das Entsendegesetz aufzunehmen. Der Gesetz-
gebungsweg wird dann noch bis Anfang 2009
dauern. Wenn alles unter Dach und Fach ist, sind
die Voraussetzungen daflr geschaffen, dass die
BA in der nachsten Ausschreibungsrunde die
Auftragsvergabe an einen Mindestlohn koppelt.
Die Regelung hatte auch vorm EuGH Bestand. @
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s Lohndumping
menschenwiirdige
Arbeit in Europa!

Der Plan ist alles andere als bescheiden: Bis
zum Jahre 2010 soll die Europaische Union
zum wettbewerbsfihigsten und dyna-
mischsten Wirtschaftsraum der Welt wer-
den. Dauerhaftes Wirtschaftswachstum,
mehr und bessere Arbeitsplatze und ein
groBerer sozialer Zusammenhalt — das alles
haben die Regierungschefs im Jahr 2000

in Lissabon als Ziel ausgegeben. Gute
Mobilitatschancen fiir Arbeitnehmerinnen
auf dem europaéischen Arbeitsmarkt gelten
deshalb als unabdingbar. Ein wichtiges
Mittel dafiir ist der 2007 verabschiedete
Europaische Qualifikationsrahmen (EQR),
der erworbene Qualifikationen europaweit
transparent und vergleichbar machen soll.

VON UTA KUPFER

er Europdische Qualifikationsrahmen soll ein

Ubersetzungsinstrument fir nationale Quali-
fikationsrahmen und -systeme in Europa sein. Er
graduiert auf acht Niveaus erworbene Kompe-
tenzen. Anhand der drei Deskriptoren Kenntnisse,
Fertigkeiten und Kompetenzen werden auf jeder
Stufe jeweils Art und Umfang der erworbenen
Qualifikationen beschrieben. Den Mitglieds-
staaten ist freigestellt, ob sie eigene nationale
Qualifikationsrahmen entwickeln.

England, Schottland und Irland haben ihre
nationalen Qualifikationsrahmen bereits fertigge-
stellt. Auch Deutschland hat sich entschieden,
einen eigenen Qualifikationsrahmen zu entwik-
keln. Der DQR soll bis 2010 vorliegen. Geplant
ist, dass nach einer zweijdhrigen Erprobungs-
phase in allen Zeugnissen von Aus- und
Fortbildungsabschlissen ab 2012 ein Vermerk
enthalten ist, welchem Niveau des DQR und
damit auch des EQR sie zuzuordnen sind.

Unterschiedliches
vergleichbar machen

Die DQR-Arbeitsgruppe traf sich erstmals im
Juni 2006. Der Hauptausschuss des Bundes-
instituts fir Berufsbildung, der diese Gruppe ein-
gerichtet hatte, hatte ihr den Auftrag erteilt,
einen Nationalen Qualifikationsrahmen fir die
Berufsbildung zu entwickeln. Besetzt ist die
Arbeitsgruppe drittelparitatisch mit Arbeitneh-
mer-, Arbeitgeber- und Landervertreterinnen.
Beim Ringen um Definitionen, Niveaubeschrei-
bungen und die Anzahl der Stufen lassen sie sich
von Wissenschaftlerinnen begleiten. Dabei wird
immer wieder deutlich, dass die Definition von
Begriffen keineswegs einfach ist, sondern die
Unterschiede — und seien es auch nur Nuancen —
so zahlreich sind wie die Wissenschaftlerinnen,
die sich damit beschaftigen.

Fur uns, die Gruppe der Arbeitnehmerinnen,
war von Anfang an klar, dass dieser DQR
Chancen und Risiken zugleich birgt. Zum einen
sahen wir die Gefahr, dass jetzt durchgesetzt wer-
den sollte, was schon lange in der Diskussion war:
Die Ausbildung zu modularisieren und in kleine,
isolierte Happchen zu zerlegen, was einem Ende
der Beruflichkeit gleichkdme. Zugleich sahen wir
im DQR aber auch die Moglichkeit, verschiedene
Systeme der Berufsbildung in Deutschland ver-
gleichbar zu machen, dadurch Durchlassigkeit,
Transparenz und Chancengleichheit herzustellen
und die Beruflichkeit zu bewahren. Diese
Gelegenheit wollten wir nicht ungenutzt ver-
streichen lassen.

Im Juli 2008 gab es nach zweijahriger intensi-
ver Arbeit und vielen Kontroversen einen gemein-
samen Entwurf flr eine DQR-Matrix von der
Hauptausschuss-Arbeitsgruppe. Ab 2007 hatte
parallel eine Bund-Lander-Arbeitsgruppe unter
Leitung des BMBF getagt, die ebenfalls den
Auftrag hatte, den DQR zu diskutieren. Urspriing-
lich arbeiteten beide Gruppen isoliert voneinan-
der. Inzwischen sind Mitglieder der DQR-AG des
Hauptausschusses in der Bund-Lander AG dabei
und sorgen dafur, dass die Positionen der beruf-
lichen Bildung auch im DQR verankert werden.
Es ist ein komplizierter Prozess, die in der Bun-
desrepublik isoliert nebeneinander stehenden
und fureinander wenig transparenten Bildungs-
systeme der Schulen, der beruflichen Bildung und
der Hochschulbildung miteinander in einem DQR
zu verknupfen.

Gegenwartig steht

die Frage auf der
Tagesordnung: Welche
Beschreibung von Levels
deckt alle Bildungssysteme
ab? Sind beruflich erworbe-
ne Qualifikationen nach
dreijahriger Ausbildung,
Berufserfahrung und
berufsbegleitender
Weiterbildung im gleichen
Level anzusiedeln wie
hochschulisch erworbene
Qualifikationen? Solche
Fragen miissen geklart
werden, wenn mit dem DQR
vergleichende Aussagen
Uber unterschiedlichste
Lernergebnisse getroffen
werden sollen.

Fiir die Forderung von
Gleichwertigkeit und
Durchlassigkeit zwischen
allgemeiner, akademischer
und beruflicher Bildung
sind sie zentral. ®
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Kaum Konflikte
mit EU-Kollegen

biwifo: Europa soll ein Bildungsraum werden, so wurde es
vor ein paar Jahren in Bologna beschlossen. Wie macht man
unterschiedliche Studiengdnge und -abschlisse vergleichbar?

Achim Hopbach: Dafir gibt es zwei wichtige Instrumente:
Zum einen eine vergleichbare Studienstruktur — also Bachelor
und Master — und zum zweiten den Européischen Qualifikations-
rahmen.

Wie soll man sich das bei so vielen verschiedenen Fachern
und Hochschulen konkret vorstellen?

Es werden ja keine inhaltlichen Standards festgelegt, sondern
das Niveau der Kompetenzen. Auf dem Masterniveau etwa ist
ein breiter Uberblick (iber das studierte Fach notwendig, der
Einblick in die aktuellen Forschungsgegenstdnde und es missen
Kompetenzen vorhanden sein, neue Fragestellungen zu Iésen.
Die beteiligten Lander haben sich verpflichtet, Instrumente zu
entwickeln, die auf nationaler Ebene den Europdischen
Qualifikationsrahmen umsetzen.

Das klingt alles sehr abstrakt. Wie sieht das zum Beispiel in
Deutschland aus?

Hier muss jeder Bachelor- und Masterstudiengang akkredi-
tiert werden und es gibt einen Katalog von Beurteilungskriterien.
Das sind zum einen formale Vorgaben der Kultusminister. Zum
Beispiel hat ein Bachelor-Studiengang aus 180 bis 240 Credits —
wobei jeweils 30 Arbeitsstunden einem Credit entsprechen.
Hinzu kommen die Beurteilungskriterien des Akkreditierungsrats.

Welche sind das im Einzelnen?

Akkeditierungsagenturen muissen kontrollieren, welche
Qualifikationsziele der Studiengang hat und ob die Hochschule
6ffentlich macht, zu welchen Kompetenzen und welchem
Wissen er flhren soll. Dabei Uberpriifen Fachgutachter auch, ob
das Qualifikationsziel sinnvoll ist. Ab und zu kommen sie zu dem
Schluss, dass die Studierenden anschlieBend keine Chancen
auf dem Arbeitsmarkt hatten und lehnen die Akkreditierung ab.
Dann wird die konzeptionelle Ebene betrachtet: Ist der Lehrplan
sinnvoll und das Ziel damit erreichbar? SchlieBlich wird
gepriift, ob die Hochschule adédquates Personal, angemessene
Bibliotheken, Labore und so weiter hat. Und schlieBlich geht
es auch darum, dass die Qualitdtssicherung der Hochschule
funktioniert, damit der vorgelegte Plan eingehalten und zugleich
auf Entwicklungen der Wissenschaftsdisziplin und des
Arbeitsmarktes reagiert wird.

Foto: Privat

Achim Hopbach leitet die
Geschaftsstelle des

Deutschen Akkreditierungsrats
und vertritt ihn seit sieben Jahren
in der Interessenvereinigung

der europaischen Qualitats-
sicherungsagenturen (ENQA)

Und wie ist das mit der europaische Ebene verbunden?

ENQA ist die Interessenvereinigung der Qualitdtssicherungs-
agenturen in Europa. lhre Aufgabe ist der Austausch von
Erfahrungen unter den Mitgliedsagenturen. Und wann immer
die Ministerlnnen der Bologna-Staaten Fragen zur Qualitéts-
sicherung haben, ist ENQA die erste Adresse.

Gibt es da viele Konflikte, weil jedes Land versucht, die
eigenen Standards durchzusetzen?

Meine Erfahrung aus den letzten sieben Jahren in ENQA ist,
dass das Maf3 an Einigkeit sehr hoch ist. ENQA hat Standards
definiert fir verldssliche, transparente, seriése und faire
Verfahren. Dabei geht es um Prinzipien, die national unter-
schiedlich ausgestaltet werden kénnen, zum Beispiel durch
Akkreditierungsagenturen oder klassische Evaluierungen.

Was wird bei ENQA gegenwartig diskutiert?

Wir haben immer mehr grenziberschreitende Studiengénge,
und Teilzeitstudienangebote und E-Learning werden immer
wichtiger. Welche Auswirkungen das alles auf die Ausgestaltung
von Qualitdtssicherungsystemen hat, ist gegenwartig die
zentrale Debatte.

Zugleich wird ja das Studienangebot immer differenzierter;
man kann inzwischen sogar , Pferdewirt” studieren. Gibt es
irgendwo auch inhaltliche Grenzen?

Die Kernfrage ist, ob die Hochschule ein Angebot macht,
das den Absolventen Chancen auf dem Arbeitsmarkt bietet.
Wenn sie den Fachgutachtern zeigen kann, dass es fiir
. Pferdewirte” einen Markt gibt, dann gibt es (berhaupt keinen
Grund, einen solchen Studiengang nicht zu akkreditieren.

Zur Zeit haben viele Studierende Schwierigkeiten, ihre
Scheine aus dem Ausland anerkennen zu lassen. Wird sich das
andern?

Das ist fir uns eine sehr wichtige Aufgabe. Die letztendliche
Entscheidung Uber die Anerkennung von Leistungen liegt immer
bei der Hochschule. Deshalb muss es das Ziel sein, in Europa
die Qualitdtssicherung so weit einander anzundhren, dass die
Hochschulen Vertrauen haben in die Verfahren in den anderen
Landern. Dazu gibt es keine Alternative, denn eine verbesserte
Mobilitét ist eines der Ziele des Bologna-Prozesses. @

Interview: Annette Jensen
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braucht Mitbestimmung

ualitdt kann nicht verordnet werden, Top-

down-Strukturen sind kein Ersatz far
Mitbestimmung — so das Fazit der ver.di-Tagung
. Qualitatsentwicklung an Hochschulen” am 17.
und 18. Oktober in Berlin. Es sei wichtig, die
Lehrenden in das Qualitdtsmanagement einzubin-
den, sagte Sigrun Nickel von der Bertelsmann-
Stiftung. Qualitat sei zwar eine Gemeinschafts-
leistung, doch an den Professorinnen hange
jedoch das meiste. Julia Mdller von der FU Berlin
warnte davor, groBe Teile der Lehrenden von
wichtigen finanziellen Entscheidungen auszu-
schlieBen und sie zu Bittstellern im eigenen Haus
zu machen. Katrin Lenz von der gemeinsamen
Arbeitsstelle der IG Metall und der Ruhr-
Universitdt Bochum pladierte fir mehr Gewerk-
schaftsvertreterlnnen in Hochschulraten und den

neuen Beratungsgremien zur Hochschulent-
wicklung.

Die rund 150 Teilnehmerinnen der Tagung
diskutierten in drei Arbeitsgruppen vor allem die
Bedingungen flir gute Forschung und Lehre
sowie die bessere Zusammenarbeit Uber Status-
grenzen hinweg. , Wir haben ein hohes Interesse
an Nachhaltigkeit”, sagte der Vorsitzende des
Bundesfachbereichsvorstandes Klaus Bohme.
Ohne echte Partizipation und Mitbestimmung sei
die Qualitat von Lehre, Studium und Forschung
nicht zu steigern. Es gelte, Bertihrungsangste und
Misstrauen abzubauen. Die Gewerkschaften
mUssten sich starker einbringen. Die Tagung soll-
te ein erster Schritt dazu sein. ®

Burkhard Rexin

Revolution jetzt!

eit 30 Jahren kdmpft eine Berufsgruppe um

Anerkennung ihrer Leistung und die
Aufwertung ihrer Position: Die Sekretdrinnen (ein-
geschlossen sind auch die wenigen Sekretdre) an
Hochschulen. , Hier muss man schnell laufen, um
am Platz zu bleiben”, beschrieb eine Frau den
raschen Wandel des Berufsbildes bei einem
Treffen von 50 Hochschulsekretérinnen im
September in Munster. Erhéhte Arbeitsanforde-
rungen durch steigende Studierendenzahlen,
zunehmende Drittmittelprojekte und Pflege inter-
nationaler Kontakte bei gleichzeitig geforderter
Kosteneinsparung — den Wandel des Systems
Hochschule bekommt auch diese Berufsgruppe
stark zu spuren. Und inzwischen ist ihr Gedulds-
fass kurz vorm Uberlaufen. Zu lange schon ver-

sucht man sie auf bessere Zeiten zu vertrosten.
.Revolution jetzt” forderte eine Teilnehmerin —
und fand daflr breite Zustimmung. Doch bei
manch einer Betroffenen tribt die Bilanz von 30
Jahren Arbeitskampf auch die Motivation.

Gemeinsam suchten die Hochschulsekre-
tarinnen drei Tage lang nach Ideen, die Dilemma-
Triade von stetig wachsendem Arbeitspensum bei
gleichzeitigem Berufsbildwandel und antiquierter
Eingruppierung zu bewadltigen. Sie sind gewillt,
den Umstrukturierungsprozess ihres Arbeitsplatzes
aktiv und selbstbewusst mitzugestalten. @

Maya Schwiegershausen

Prekar im Fokus

Prekére Beschaftigung muss in den Fokus
gewerkschaftlicher Arbeit gerlickt werden.
Dartber waren sich die Teilnehmerinnen der
gemeinsamen Fachtagung der Fachbereiche
Bildung, Wissenschaft und Forschung und
Besondere Dienstleistungen im September 2008
in Berlin einig.

Wolfgang Da&ubler, Professor fir deutsches
und europaisches Arbeitsrecht, machte einen
interessanten Vorschlag. Prekare Beschaftigungs-

verhaltnisse mussten sozial so ausgestattet sein,
dass ihr Einsatz dem Unternehmen keinen Vorteil
gegenlUber regular Beschaftigten bote. Die
Honorarsatze von Selbstandigen mussten so aus-
gestaltet werden, dass sie nach Abzug von
Sozialversicherung und Einkommenssteuer min-
destens die gleichen Nettoentgelte erhielten wie
abhangig Beschaftigte. Ahnlich misse mit ande-
ren Formen wie Leiharbeit oder Praktika verfahren
werden. Wenn das nicht moglich sei, mussten sol-
che Beschaftigungsformen verboten werden. @

M ELDUNGEN

B Bundesrichter erwei-
tern Mitbestimmung

Das Bundesverwaltungs-
gericht hat Ende August das
Urteil gefallt, dass Personal-
vertretungen nicht nur bei der
Einordnung in die Entgeltgruppe,
sondern auch bei der Stufen-
zuordnung zu beteiligen sind.
Bisher wurde diese Frage bei
einer Einstellung nach der
Beteiligung des Personalrats
entschieden. Damit sich die
Verfahren nicht zu lange hin-
ziehen, miissen die Personalver-
tretungen nun rasch Verfahrens-
regeln dafiir entwickeln.
BVerwG-Urteil v. 27.8.2008 - 6 P
11.07 (Mitbestimmung bei der
Stufenzuordnung nach
§ 16 Abs. 2 TV-L)

B Tribunal gegen
miese Jobs
ver.di-Rheinland-Pfalz ver-
anstaltete Mitte November
ein Tribunal gegen prekére Job-
angebote. Auch die miesen
Bedingungen fiir den wissen-
schaftlichen Nachwuchs an
Hochschulen waren dort Thema.
Betroffene berichteten tiber ihre
Erfahrungen als Dauerprakti-
kantlnnen und immer wieder be-
fristet Beschaftigte. Symbolisch
verurteilt wurden Bund, Lander,
Hochschulen und Arbeitgeber.

B Treffen der Betriebs-
réte in der Weiterbildung
Uber 90 Betriebsrate aus

der Weiterbildung trafen sich

am 25. November in Berlin. Alle
waren sich einig: Weil Lohndump-
ing, Fristvertrage, Leiharbeit und
Honorarbeschaftigung rasant
zunehmen, ist eine erfolgreiche
Betriebsratsarbeit kaum moglich,
wenn man sich auf die Vertre-
tung der Interessen der immer
kleineren Stammbelegschaften
beschrankt. Vielmehr sollen ver-
starkt die Interessen der prekar
beschaftigten Kolleginnen trotz
aller rechtlicher Probleme in den
Fokus genommen werden, um
einer Spaltung der Belegschaften
entgegenzuwirken.

-
-
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B Run auf die
Hochschulen

Noch nie gab es so viele
Studienanfanger wie in diesem
Jahr. Nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes haben
sich 385.500 Erstsemester ein-
geschrieben. Im Vergleich zum
Vorjahr stieg ihre Zahl zum
Wintersemester um 7 Prozent.
Die Studienanfangerquote
erreichte damit erstmals 39,3
Prozent. Vor allem an den
Fachhochschulen gibt es einen
Boom. Regional liegen Saarland
und Brandenburg vorne, Sachsen
und Bremen verzeichneten da-
gegen sogar ein kleines Minus.

B Sozial und durchlassig
Sieben Punkte halt der
Prasident des Deutschen Studen-
tenwerks (DSW), Rolf Dobischat,
fur grundlegend, um die deut-
schen Hochschulen sozial und
durchlassig zu machen: ausrei-
chend Studienplatze, weniger
Numerus clausus, ein starkes
BAf6G, mehr Beratung, keine
Studiengebiihren, mehr Stipen-
dien, starke Studentenwerke. Zum
letzten Punkt fiihrt Dobischat
aus, dass der Anteil der Landes-
zuschiisse in den vergangenen
Jahren von 25 auf aktuell weni-
ger als 12 Prozent gefallen sei.

B Mehr Geld fir Bildung

Zusatzlich 3 Milliarden
Euro pro Jahr seien notig —
diese Rechnung hat die HRK
aufgemacht. Erhdhte Studienan-
fangerzahlen, Gelder fir die
Intensivierung der Lehre, aber
auch Investitionen fiir Neu- und
Umbauten von Lehrgebauden
sind Bestandteile dieser
Forderung.

Auch der Wissenschaftsrat
(WR) fordert Gelder fiir die
bauliche Sanierung und Moder-
nisierung von Schulen, Hoch-
schulen und Forschungs-
einrichtungen. Entsprechende
MaBnahmen sollten in das
Konjunkturprogramm der
Bundesregierung aufgenommen
werden.

Bildungspolitik

Nebel nach dem
Bildungsgipfelchen

Wegweisend sollte er sein, der Bildungs-
gipfel am 22. Oktober in Dresden. Zur
Chefinnensache wurde er von der Bundes-
kanzlerin gemacht — und ist dennoch im
Sumpf der ungekldrten Zustandigkeiten
stecken geblieben. Das Motto: Nur nicht
festlegen, vage bleiben und alles schon
offen halten.

VON HANS-JURGEN IMMERTHAL

ehn Prozent des Bruttoinlandsprodukts sollen
far Bildung und Forschung aufgewendet wer-
den — drei Prozent fir Forschung und sieben
Prozent fir Bildung. Dies wirde im Zeitraum bis

2015 einen finanziellen Mehraufwand von bis zu ;

60 Milliarden Euro bedeuten. Doch auf dem
Gipfel blieb unklar, wie die Beschlisse umgesetzt
werden sollen. Nicht verabredet wurde namlich,
welchen Kostenanteil der Bund und welchen die
Lander tragen werden. So ist absehbar, dass sich
der Bund auch weiterhin gegeniber Winschen
aus der Bund-Lander-Strategiegruppe verweigern
wird und sich keinesfalls an den Kosten fir das
Mittagessen hilfsbedurftiger Kinder in Ganztags-
schulen oder am Einsatz von Sozialarbeiterlnnen
beteiligt.

Der ,Gipfel der Zahlen” ist an seinen hohen
Erwartungen gescheitert. Geboten wurde ledig-
lich eine Wiederholung dessen, wortiber schon
vorher Konsens bestand: Die fruhkindliche
Forderung soll ausgebaut, die Zahl der Schul-
abbrecherinnen gesenkt und einer gréBeren Zahl
von Menschen mit Berufsausbildung die Chance
zum Studium er6ffnet werden.

Keine Antworten gibt es auf die Anforde-
rungen der Zukunft:

B Wie koénnen gleiche Bildungschancen herge-
stellt werden?

B Wie kann ein Ganztagsschulsystem aufgebaut
werden, das sowohl Kinder aus bildungsfer-
nen Elternhdusern fordert als auch berufstati-
ge Vater und Mutter unterstitzt?

B Wie koénnen Kindergdrten, Schulen und
Hochschulen finanziell und personell besser
ausgestattet werden?

Strittig bleibt auBerdem, wie es mit den
Studiengebuhren weitergehen wird. ver.di fordert

Foto: Jiirgen Seidel

nach wie vor deren Abschaffung. Starken
Ruckenwind bekommt diese Position durch eine
vor kurzem veroffentlichte Studie des Hochschul-
Informations-Systems (HIS), die vom Bildungs-
ministerium selbst in Auftrag gegeben wurde und
klar belegt: Gebuhren halten insbesondere Kinder
aus bildungsfernen Elternhdausern vom Studium
ab.

Sie spiiren nichts von Merkels ,Bildungsrepublik”

Dass fiur qualitatsvolle Bildung mehr Geld in
die Hand genommen werden muss, ist unbestrit-
ten. Doch allein mit Geld ist das Ziel, jedem
Abschluss auch einen Anschluss folgen zu lassen,
nicht zu erreichen. Dafiir braucht es Konzepte mit
durchlassigen Bildungswegen. Die umstrittene
Foderalismusreform halt hierfar aber keinen
Routenplaner bereit.

ver.di fragt sich, wie Jugendliche nach dem
Abschluss der 10. Klasse selbstverantwortlich
Uber ihre weiteren Ausbildungswege entscheiden
sollen, wenn die Struktur des Bildungssystems
dies kaum ermoglicht. Denn bisher macht eine
Vielzahl von Abiturientinnen den Haupt- und
Realschulerlnnen die Ausbildungspldtze in der
beruflichen Bildung streitig. Die Doppelabitur-
jahrgédnge werden diese Situation weiter ver-
scharfen. Nur wenn es mit dem Hochschulpakt Il
(2012 - 2020) gelingt, eine Studierquote von 40
Prozent eines Jahrgangs zu erreichen, ist ein
Aufstieg durch Bildung fur viele erreichbar.

Eine weitere Baustelle ist die Weiterbildung.
Lebenslanges Lernen erfordert von den Unter-
nehmen eine Verstarkung der Fort- und Weiter-
bildungsangebote und von den Hochschulen
berufsbegleitende Studiengange. Empfehlungen
und Konzepte von wichtigen gesellschaftlichen
Gruppen — darunter die Gewerkschaften — gibt
es. ver.di fordert die Politik auf, sie endlich aufzu-
greifen. @



Wer junge Aktivisten gewinnen will,

muss sich etwas Besonderes einfallen lassen

Infos allein
prickeln
Zu wenig

Jedes Jahr im September fangen an der
Albert-Ludwigs-Universitat in Freiburg
etwa 25 Jugendliche ihre Ausbildung an. Es
sollte doch méglich sein, ihnen ver.di

nahe zu bringen und zumindest einige von
ihnen fiir eine Mitgliedschaft zu gewinnen.
Der Meinung waren zwar auch die drei
JAVer, mit denen ich im Sommer des ver-
gangenen Jahres dariiber redete. Doch als
ich ihnen die knallgriinen Infomappen der
ver.di-Jugend in die Hand driickte und sie
bat, damit loszuziehen, befanden sie diese
Ausstattung als wenig prickelnd. ,,Das
haben wir ja schon letztes Jahr gemacht!”
beschwerte sich einer von ihnen.

abei waren die drei durchaus bereit, jeden
Dneuen Azubi personlich anzusprechen — und
von ver.di Uberzeugt sind sie auch. ,, Aber wenn
ich werbe, dann brauche ich einen Anlass, an den
ich ankntpfen kann,” erklarte mir Sascha Fischer.
Einfach so Uber eine eventuelle Gewerkschafts-
zugehorigkeit zu sprechen — das schien nicht an-
gesagt.

Wir Uberlegten gemeinsam. ,Wenn ich schon
jemanden anspreche, dann méchte ich ihm gerne
etwas Cooles bieten kénnen. Ganz klar muss
sein, dass man sich bis zu einem bestimmten
Zeitpunkt fur ver.di entschieden haben muss” —
so die Ubereinstimmende Aussage der drei
Jugendlichen. Nach einigem Hin und Her verein-
barten wir, dass es diesmal als Sonderbonus fiir
einen Eintritt bis zum 31. Oktober einen iPod
geben sollte.

Diese Aktion war unter den Kolleginnen
durchaus nicht unumstritten. , Eine Gewerkschaft
darf sich doch nicht verhokern” oder ,,Seit wann
benutzen wir denn solche Methoden?” mussten
wir uns anhoren. Dennoch entschieden wir,

Das gute Beispiel

diesen Weg auszuprobieren. Beim ,Werbege-
schenk” handelte es sich nicht etwa um die
Luxusversion des iPods, sondern um eine einfache
Ausfiihrung. Wir erwarben die Gerate bei einem
lokalen Unternehmen, der uns zusatzlich noch
Rabatt gewahrte. Letztendlich kostete uns ein
Gerat 59,99 Euro — ein Betrag, der nach knapp
einem Jahr Gewerkschaftszugehorigkeit wieder
eingespielt war.

Nun fiel es den drei jugendlichen Werbern
leicht loszuziehen. Dabei erwahnten sie den iPod
keineswegs am Anfang der Gesprache, sondern
nutzten ihn als Motivation, sich bis Ende Oktober
zu entscheiden. Bis zum Stichtag waren sieben
neue Azubis bei ver.di eingetreten — und entspre-
chend verschenkten wir sieben iPods. Doch dabei
blieb es nicht. Gewerkschaft war jetzt unter den
Jugendlichen Thema geworden, und so ent-
schlossen sich bis Ende 2007 noch drei weitere
Auszubildende, den Aufnahmeantrag zu unter-
schreiben.

Immerhin besteht die gesamte JAV der
Freiburger Uni inzwischen aus ver.dianern — und
die funf Mitglieder sind sehr engagiert. Schon
mehrere Aktionen haben sie initiiert. So organi-
sierten sie in diesem Herbst einen ,, Azubitag”, bei
dem die rund 90 Auszubildenden nicht nur die
Labors der Uni kennen lernten und etwas Uber
ihre Rechte erfuhren. Wir informierten sie auch
Uber die anstehende Tarifrunde im Bereich der
Lander und verteilten einen Umfragebogen. Jeder
konnte sich auf diese Weise auBern, welche
Punkte in dieser Tarifrunde wichtig genommen
und welche Forderungen zur Ausbildungs-
vergltung gestellt werden sollten. Die Aussagen
leiteten wir weiter an den Bundesjugendaus-
schuss.

Auch an diesem Tag fanden drei junge
Menschen ver.di offenbar so attraktiv, dass sie fur
eine Mitgliedschaft entschieden. Von mehreren
anderen musste ich mir dagegen anhoren:
.Letztes Mal gab es dafir aber einen iPod!” Mal
sehen, eventuell veranstalten wir dieses Jahr eine
Advents-Sonderaktion. Einen iPod gibt es dann
aber nicht — da lasse ich mir mit den Jugendlichen
schon was anderes einfallen! @

Gabriele Strnad
Gewerkschaftsekretérin, Bezirk Stidbaden

M ELDUNGEN

B Dreierbund in
Niedersachsen

In Niedersachsen soll Anfang
kommenden Jahres die Nieder-
sachsische Technische Hoch-
schule gegriindet werden mit
den Mitgliedern TU Braun-
schweig, TU Clausthal-Zellerfeld
und Uni Hannover. Alle drei
bleiben als selbststandige Hoch-
schulen erhalten, bieten aber
zusammen Promotionsstudien-
gange an und entwickeln
eine gemeinsame Struktur zur
Anerkennung der Studien- und
Priifungsleistungen sowie der
Abschliisse.

B Keine Altersgrenze
fur Nachwuchsstellen

Die Uni Bonn wurde
verurteilt, einen 41-jahrigen
Wissenschaftler unbefristet
weiterzubeschaftigen. Damit
wurde die dort iibliche Regelung
gekippt, das Wissenschaftlerln-
nen auf einer so genannten
Nachwuchsstelle” nur bis zum
40. Lebensjahr arbeiten kénnen.
Die Uni hatte eine Weiter-
beschaftigung des Mannes, der
an seiner Habilitation arbeitet,
nach Ablauf des Vertrags im ver-
gangenen Sommer mit Hinweis
auf sein Alter abgelehnt. Der
Klager war durch die ver.di-
Rechtsschutzsekretarin Sigrid
Nees vertreten worden.
(AZ 1 Ca 1281/08)

B Bildungsverlaufe
im Fokus

Bildungsforschung ist in
Deutschland eher wenig prasent.
Um dies zu andern, wurde
Ende Oktober ein , Nationales
Bildungspanel” gestartet. In
dieser Langsschnittstudie soll
die Entwicklung von Kompetenz-
erwerb im Lauf eines Lebens
erforscht werden. Welche Fakto-
ren spielen fir den Bildungs-
erfolg eine Rolle? Welchen
Einfluss haben Bildungseinrich-
tungen? Die Untersuchung
startet 2009 und soll Grund-
lagendaten fiir die Umsetzung
von Bildungskonzepten liefern.

opMIq =
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Komplexe

DIE ZUKUNFT
DER ENERGIE

HERAUSHEREZEN YON PETER GRUSS

— T
’.'J(.'lB(i’r

Die Zukunft der Energie

Hrsg. Peter Gruss und

Ferdi Schuth

Ein Report der

Max-Planck-Gesellschaft

Verlag C. H. Beck
16,90 Euro

SEMINARE UND VERANSTALTUNGEN -

ur Diskussion Uber die Folgen des Klima-

wandels durch die Freisetzung von Treib-
hausgasen gehort untrennbar auch die Frage der
Energieversorgung. Wie kann unser Wohlstand
erhalten bleiben, der heute in hohem MafB mit
dem Energieverbrauch korreliert, und zugleich
der AusstoB klimaschadlicher Gase radikal
gesenkt werden? Antworten dazu erwarten
sowohl wir als auch die politisch Handelnden von
der Wissenschaft. Es ist deshalb zu begrifBen,
dass Wissenschaftler der Max-Planck-Gesellschaft
ihre Forschungsergebnisse zu Fragen der alterna-
tiven Energieerzeugung jetzt einer breiten Offent-
lichkeit in dem Buch ,Die Zukunft der Energie”
bekannt machen.

Der Titel des Werks ist ein wenig irrefihrend.
Die vorgestellten Arbeiten stellen nur einen
kleinen Ausschnitt moglicher Antworten der
Wissenschaft zur Zukunft der Energieerzeugung
dar. Das aber schmalert den Wert des Sammel-
bandes keineswegs.

Dem Vorwort der Herausgeber Peter Gruss
und Ferdi Schuth folgen einfUhrende Kapitel in
die Grundlagen der Energiediskussion, zu Energie
und Klima sowie der herausragende Beitrag Carl
Christian von Weizsackers zur internationalen
Energiepolitik. Von den zwolf anschlieBenden
Kapiteln widmet sich die Halfte den Mog-
lichkeiten, mit Hilfe von biologischen Prozessen

Fragen verstandlich beantwortet

Energie zu erzeugen. Die Effizienz von Photo-
synthese und biologischer Methanbildung wird
ebenso beleuchtet wie die Moglichkeiten und
Grenzen erneuerbarer Energietrdger aus Mikro-
organismen. Auch Potenzial und Grenzen der
Technik bei der Gewinnung von Kraftstoffen aus
Biomasse oder die mogliche Nutzung von
Biomasse fir die globale Energieversorgung wer-
den thematisiert.

Die anderen Kapitel beschaftigen sich mit
der Erzeugung von Strom aus Solarzellen, der
Polymerelektronik, Transport und Speicherung
von Energie, der Brennstoffzellen- und Batterie-
technik bis zu den noch fernen Méglichkeiten der
Kernfusion. Abgeschlossen werden die Kapitel
durch einen Anhang mit umfangreichen Literatur-
hinweisen und Kurzbiographien der beteiligten
Wissenschaftler.

Die Beitrdge haben durchweg ein hohes
Niveau, sind aber dennoch gut lesbar. Hier haben
Wissenschaftler sich erfolgreich bemuht, kom-
plexe Fragestellungen auch fir den interessierten
Laien verstandlich darzustellen. So ist dieses
Buch allen, die sich an der energiepolitischen
Diskussion beteiligen wollen, uneingeschrankt
zu empfehlen. @

Klaus Visser

1. JAHRESHALFTE 2009

Seminar: Bildung in Deutschland

4. bis 9. Januar
Mosbach

Seminar: Zwischen W3 und Hartz IV -

23. bis 25. Februar

Wissenschaftlicher Nachwuchs in Deutschland Mosbach

Wissenschaftliches Prekariat — 27. Februar

Nachwuchswissenschaftlerinnen zwischen Karriere und Ausstieg Berlin

Seminar: Einkommen und Eingruppierung in Studentenwerken 27. bis 29. April
Saalfeld

Seminar: Jahresabschlussanalyse leicht gemacht - 27. bis 29. April

Welche Zahlen zahlen wirklich?

(Ort steht noch nicht fest)

Seminar: Aktiv in Betrieb und Gesellschaft 11. bis 15. Mai
14 Berlin
Q : . : :
.= IV. Bundesweites Vernetzungstreffen der Studierenden 21. bis 24. Mai
.E Naumburg

Weitere Informationen: http://biwifo.verdi.de/veranstaltungen



Blick nach innen und von auBen

Foto: Privat

Ann Eichelbaum

Der Bibliotheksberuf hat sich im Laufe der Zeit
gewandelt — und mit ihm das Bild, das die
Menschen von jenen Leuten haben, die hier
arbeiten. Sollte man meinen. Stimmt aber nicht.
Woran denken viele, wenn sie den Begriff
.Bibliotheksangestellte” hoéren? Wohl an Dutt,
graue Maus und hangende Mundwinkel. Ironi-
scherweise werden die meisten Klischees zu unse-
rem Berufsbild aber nicht von Externen, sondern
aus den eigenen Reihen gestarkt.

Ich habe meine Lehre zur Fachangestellten fur
Medien- und Informationsdienste (FaMlI) an der
Freien Universitat Berlin absolviert. Schon an mei-
nem ersten Ausbildungstag wurde uns mitgeteilt
dass wir ,unsere Ausbildung aktiv mitgestalten”
mUssen — eine Ansage, die sich in den folgenden
drei Jahren mehrmals wiederholte. Auch deshalb
dachte ich wirklich, dass sich Engagement,
Selbststandigkeit, Punktlichkeit und FleiB am
Ende auszahlen wirden. Ich habe mich geirrt.

Sobald ich versuchte, tatsachlich aktiv zu
werden, auswartige Praktika zu absolvieren oder
Verméchtnisse preuBischer Birokratie zu hinter-
fragen, wurden mir Dominanz, Hochnasigkeit
oder eine Missachtung der Dienstwege vorge-
worfen. Ein Berufsschullehrer des Oberstufen-
zentrums warf mir sogar insgeheim Mobbing vor
— nur weil ich seine Bitte zur Gruppenprasen-
tation wohl begriindet abgelehnt hatte.

Bin ich anders? Genau diesen Eindruck gewin-
ne ich allmahlich. Gute Madchen schweigen. Und
FaMl's, die mit Herzblut ihrem Job nachgehen,
sind den Chefs ein Dorn im Auge. Da heiBt es
dann, dass ich lernen misse, mich anzupassen
oder meine Emotionen zu bandigen. Die Spitze
des Eisberges bildete die Begriindung einer
Absage auf eine interne Stellenausschreibung: Ich
sei ,,zu kommunikativ fir den Posten einer One-
Person-Library. Aha... In solchen Momenten habe
ich mich gefragt, wie man es an einer Universitat
mit 31.304 eingeschriebenen Studentinnen
schaffen soll, soziale Kontakte zu vermeiden.

~Schweigen
ist feige -
reden ist Gold"*

Der groBte Unterschied zwischen freier
Wirtschaft und 6ffentlichem Dienst ist zweifel-
los die Arbeitsmoral. Ich zeige Eigeninitiative.
Wenn ich an der Auskunft sitze, ist es mir ein
Bedurfnis, diejenigen zufrieden zu stellen, die
vor mir stehen. Das nennt sich Berufsethos
und sollte in meinen Augen selbstverstandlich
sein. Ich finde es erschreckend, wie wenige
Mitarbeiterlnnen sich selbst solche Maxime
setzen. Da hért man im Vorbeigehen, man sei
nicht zustéandig oder der Student solle doch
bitte selbst im OPAC recherchieren.

Ich frage mich in diesen Augenblicken:
Welche Daseinsberechtigung bleibt fir uns?
Wenn die Anschaffungsrate fir neue Bicher
konsequent sinkt und immer mehr Aufsatze
als Online-Ressource verflgbar sind, mdssen
Bibliotheken neue Aufgabenbereiche erschlie-
Ben, um fir Besucherlnnen attraktiv zu bleiben.
Ich gebe mein Bestes, um meinen Mitmenschen
zu beweisen, dass man von uns FaMl's mehr ler-
nen kann, als sie erwartet haben. Das ist Service
und macht SpaB. Positives Feedback der
Studentlnnen gibt mir Recht. Es wird Zeit, dass
ein Ruck durch die Bibliothekslandschaft geht!
Auch von Bekannten aus anderen Stadten weif3
ich, dass viele Berufseinsteigerinnen ihre kostba-
re Motivation verlieren, weil sie sich ausge-
bremst fthlen.

Bin ich wie Don Quijote in seinem aussichts-
losen Kampf gegen Windmuhlen? Ich will, dass
junge Menschen eine Chance erhalten, ihr
volles Potenzial zu entfalten — ohne dass sie
Furcht haben mussen anzuecken. Auch des-
wegen mische ich mich weiter ein. Ich wisste
nicht, wie man es NICHT kann. @

Ann Eichelbaum

* Zitat aus einem Song von Marius Mdller-Westernhagen

Waltraud Al-Karghuli

B Was heiBt hier
«nicht zustandig”?
Waltraud Al-Karghuli,
Landesfachbereichsleiterin in
Baden-Wiirttemberg, mag es
tiberhaupt nicht, wenn sie mit

dieser Aussage konfrontiert wird.

Deshalb kann auch jeder, der
sich an sie wendet, sicher sein,
dass sie sich kiimmert und ihm
eine Antwort gibt. lhre soziale
Kompetenz und die Fahigkeit,
zwischen den unterschiedlichs-
ten Interessen einen gangbaren
Weg zu finden, zéhlen zu ihren
Stérken.

Seit gut vier Jahren ist
Waltraud nun auf diesem
Posten, nachdem sie zuvor in
verschiedensten Bereichen von
ver.di und einer Vorgénger-
organisation tatig war. Dank
ihres Engagements ist unser
Fachbereich im Landle sowohl
inner- als auch auBerhalb von
ver.di wieder sichtbar. Vielen
Ideen der ehrenamtlichen
Mitglieder weill Waltraud ein
Gesicht zu geben. Durch ihre
Freundlichkeit und groBe
Verbindlichkeit kann sie tiber-
zeugen und begeistern. Von
ihr kann man lernen, dass
Gewerkschaftsarbeit viel SpaB
machen kann.

Nur eines vergisst Waltraud
bei alledem zu oft: Sich Zeit fiir
sich selbst zu génnen und mal
mit ihrer Familie auszuspannen.
Und weil wir alle wollen, dass
sie lange auf dem Posten bleibt,
verordnen wir ihr auf diesem
Wege ein bisschen Freizeit.

Gunter Fellmann

opMIq 3



BEITRITTSERKLARUNG

Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an:
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Fachbereich 5 - Bildung, Wissenschaft und Forschung - Paula-Thiede-Ufer 10 - 10179 Berlin

PR

We-14

Ich méchte Mitglied werden al:

e
Parsdnlicha Datan:

Wame

Worname/Titel

StrallesHausnr

FLZ Wiahno

Telaton

E-ail

Geburtsdatum

Staatsangehdrigkeit

Geschlednt —weindich O miénnlich
Beschaftigungsdaten
[ &rbsiterin Z Angestelitat

L] Beambanin
[ zelbstsiandiges

DO-Angestalltar
frenest Bitarbetesin

O Woltzait

[ Tesilerit Angahl Wiochemstd

[ Erserbislas
O Wehr- Zivildianst kis
[ Azubi-velmn
Referersarin bs
[ Schilerin-Student fin kis
O Pralctikantin bis
|1 Slaratelzeat fas
L1 sznstiges

riin

E-:'!El:hﬁ'.'.lgr LI it s be B nniai el

StralisHausnummes im Belriet

PL? Cirt

Fersonanummer im Batrieb

Wirtschafts-/Gesch Aftszweig

wrpilile Talgoe

O ich bim Meaisterin-Technikentin-
Inganiurin

kch wear Mitglind der Gewerkschatt:

won bis

Fdonallanr Kenaidlahn

Einzugsermachtigung:
ch bevnlimichtioe o
e jewzil EE L
aul Widerruf irm Las

ewerkschaft werdi,
midien Beitrag his
AltErzugavershren

1 monathich
Clwierteljghrlich

|1 halbijdhrlich
[ jahrlich

ainzuzichen
Mame des Geldinstituts/Filiale on

Bancleitzahl Kantonurnemas

HName Eontoinhaberfin geme i prockhar teishes)

DaturreUnterschiift Kontainhabenin

Tarifuertrag

Tarifl, Ledine oder Grhaltsarupps e
Aesnldumgsgruppe

Titigkets-Rerulsjanr, Lebenmsaltersiule
regelmiliger monatiches Bruttoverdianss

L

Maonatsbeltrag

maligen Bruticeinkommens. Der Mincetbe
wiqt € 150 monatich Fir HausiravenHausmanne,
SchdlerAnnen, Stud en wiehr-, Ovideretusiznds,
Errichurgsgekdemphingerinnen und Sozialhifeemotin
gerfnnen bewriqr dar Beiirag € 2,50 monatich. ledem
Fefitghiea siehe o5 4, hadhena Beitrige 2u Tahien

q -

Datenschutz

Ivealige ein, ciss meine persbinlchen Daten im Sanmen
cor Ivecckbesimmong des MibglodverhdRnises und
dir Wizhmehmurg oravrkschattpolischar Aufgaben
alekctranisch serarheftel und ganunzt wiedan. ErgSnoend
giban dia R gt ke Buncdedinarechinzgeanaes
e el gen Famsing

OiatumnsUnterschnft
Werkserfin:

Mame
Warnams

st gliedsnuarames



	Titel: biwifo Report 03/08
	Editorial
	Inhalt
	Impressum
	Schwerpunkt: Bildung und Forschung unter Europas Sternen
	Der schiefe Turm von Bologna
	Passgenau?
	Risiko Auslandsstudium
	Der Versuch, Eintopf ohne Rezept zu kochen
	Lebenslagen
	Lernen braucht Wohnung und Wohlfühlen
	Network Europe
	Europa fördert
	Europafester Mindestlohn
	Unterschiedliches vergleichbar machen
	Interview: Kaum Konflikte mit EU-Kollegen

	Gute Lehre braucht Mitbestimmung
	Revolution jetzt!
	Prekär im Fokus
	Bildungspolitik: Nebel nach dem Bildungsgipfelchen
	Das gute Beispiel: Infos allein prickeln zu wenig
	Komplexe Fragen verständlich beantwortet
	Seminare und Veranstaltungen
	„Schweigen ist feige – reden ist Gold“*
	Porträt: Waltraud Al-Karghuli
	Und tschüss!



